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»Jens Spahn reklamiert 
genau die reproduktive 
Selbstbestimmung 
für sich, die er Frauen 
abspricht.«
Chr ista W ichter ich 

Den Beitrag »Der Fall Spahn:  
Die Moral von Markt und Macht« 
finden Sie ab Seite 13.
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Albrecht von Lucke, 
geb. 1967 in Ingelheim am 
Rhein, ist Jurist,  
Politikwissenschaftler 
und »Blätter«-Redakteur.

W enn am 6. September bei der 
Wahl in Sachsen-Anhalt die 
AffD mit deutlichem Abstand 
stärkste Partei geworden sein 

dürfte, dann wird dieser voraussichtlich 
historische Sieg nicht in erster Linie dem 
Vermögen der Rechtsextremen geschul-
det sein, sondern dem Versagen ihrer  
Gegner. »Die AffD hält sich vor Lachen den 
Bauch und dankt für die Unterstützung 
durch die CDU«, bringt FAZ-Herausgeber 
Berthold Kohler das Unvermögen speziell 
der Kanzlerpartei in den vergangenen  
Monaten und Wochen auf den Punkt.1

Gewiss, noch ist die Wahl nicht gelau-
fen. Hoch symbolträchtig ist allerdings 
bereits das feststehende Ende der letzten 
sogenannten Deutschland-Koalition. Be-
stehend aus CDU, SPD und FDP müsste sie 
eigentlich den Namen Bonner Koalition 
tragen, da diese drei Parteien lange das 
gesamte Parlament stellten und die Repu-
blik in wechselnder Form dominierten – 
bis 1998 Rot-Grün die Macht eroberte,  ein 
Jahr vor dem Umzug nach Berlin. 

Diese alt-bundesrepublikanische Do-
minanz galt anfangs auch für die ostdeut-
schen Bundesländer. Zur Erinnerung: Bei 
der ersten Wahl in Sachsen-Anhalt am  
14. Oktober 1990, kurz nach der Wieder-
vereinigung, kamen die drei Parteien zu-
sammen auf 78,5 Prozent der abgegebenen 
Stimmen.2 Heute firmiert die FDP als Split-
terpartei unter den »Sonstigen« und CDU 

1	 Berthold Kohler, Ein Moment der Vernunft, in: 
»Frankfurter Allgemeine Zeitung«, 30.7.2026.

2	 CDU 39, SPD 26 und FDP 13,5 Prozent, letzteres 
maßgeblich wegen des Genscher-Bonus für den 
prominenten, aus Halle an der Saale stammenden 
damaligen Außenminister.

und SPD dürften zusammen lediglich auf 
knapp 30 Prozent der Stimmen kommen, 
immer vorausgesetzt, die SPD schafft 
überhaupt den Einzug ins Parlament.  

All das führt jetzt mit großer Wahr-
scheinlichkeit zum Durchbruch der AffD 
mit über 40 Prozent der Stimmen. Auch 
wenn die Partei im September 2024 in 
Thüringen zum ersten Mal zur stärksten 
Kraft wurde, mit 32,8 Prozent für ihren 
Spitzenkandidaten Björn Höcke: Der 
Wahlsieg von Ulrich 
Siegmund dürfte von 
einer anderen, neuen 
Dimension sein. Denn 
anders als bei allen 
bisherigen Wahlen, 
auch im Unterschied 
zur Wahl in Mecklenburg-Vorpommern 
zwei Wochen später, existiert in diesem 
Wahlkampf keine Augenhöhe mehr zwi-
schen dem Kandidaten der AffD und dem 
stärksten Kandidaten einer anderen Par-
tei, hier immerhin dem amtierenden Mi-
nisterpräsidenten Sven Schulze von der 
CDU. In Sachsen-Anhalt dreht sich die ei-
gentliche Auseinandersetzung nur um die 
Frage, ob es den Rechtsradikalen gelingt, 
die absolute Mehrheit der Parlamentssitze 
zu erobern – ein absolutes Novum in der 
Geschichte der Bundesrepublik. 

Deshalb setzt die Organisation Cam-
pact auch auf die Kampagne »Taktisch 
wählen«, die darauf abzielt, die kleineren 
linken Parteien, SPD und Grüne, doch 
noch ins Parlament zu hieven, um so die 
absolute Mehrheit der AffD zu verhindern. 
Das wiederum dürfte Wähler(ab)wande-
rungen zur Folge haben, die zu einer noch 

Sachsen-Anhalt als Exempel:  
Die AfD als Partei der Spaltung
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größeren Deklassierung des CDU-Kandi-
daten führen und dessen späteren 
Anspruch auf das Ministerpräsidenten- 
amt zusätzlich erschweren werden. 

Die Wahl in Sachsen-Anhalt könnte 
damit zum wohl tiefsten parteipoliti-
schen Umbruch in Deutschland seit 1989 
führen. Ein Bruch allerdings, der sich kei-
neswegs auf den Osten beschränken 
muss, angesichts der Tatsache, dass 
Union und AffD auch im bundesweiten 
Ranking mittlerweile die Plätze getauscht 
haben: Erzielte die AffD bei der letzten 
Bundestagswahl noch 20,8 Prozent, steht 
sie jetzt in den Umfragen genau bei den 
damaligen 28 der Union, während diese 
auf den AffD-Wert bei der Bundestagswahl 
geschrumpft ist. Der Wahlausgang in 
Sachsen-Anhalt könnte somit zum Vor-
schein einer fundamental anderen Repu-
blik werden. Genau darauf spielt Sieg-
mund an, wenn er im Wahlkampf den Slo-
gan ausgibt: »Wir schreiben Geschichte. 
Wir holen uns unser Land zurück.«

Das Versagen der Union
Bedanken für den sich abzeichnenden Er-
folg kann sich die AffD bei der Konkurrenz, 
in erster Linie bei der Union und Kanzler 
Merz höchstpersönlich. In historisch 
ebenfalls beispielloser Weise haben diese 
es geschafft, im Wahlkampf nicht das ra-
dikale Parteiprogramm der AffD zum 
Thema zu machen, sondern die eigene 
Personalpolitik beziehungsweise deren 
grandioses Scheitern. Eine ähnlich kräfti-
ge Wahlkampfhilfe leistete Friedrich 
Merz nur vor der Bundestagswahl, als er  
mit der gemeinsamen Abstimmung im 
Bundestag zur Migration thematisch der 
AffD voll in die Karten spielte. 

Dabei war die Union diesmal durch-
aus hoffnungsvoll in die Sommerpause 
gestartet. Anders als im vergangenen Jahr 
mit der gescheiterten Wahl von Frauke 
Brosius-Gersdorf zur Bundesverfassungs-
richterin war der Partei diesmal kein De-
saster unterlaufen, schien sie sogar mit 
der Verabschiedung des Spar- und Re-
formpakets für die Gesetzliche 

Krankenversicherung Anfang Juli im 
Bundestag einen leichten Stimmungsauf-
schwung bewirkt zu haben. Doch dann 
kam der Leihmutter-Skandal von Jens 
Spahn und seine Entlassung als Fraktions- 
vorsitzender. Und was für den Kanzler die 
perfekte Chance für eine Neubesetzung 
seiner ja keineswegs glorios gestarteten 
Regierung hätte sein können, wurde zum 
Auslöser einer fatalen Kettenreaktion. 
Merz gelang es, mit seiner völlig miss-
glückten Rochade aus einem Elfmeter ein 
Eigentor zu machen – und das nicht zu-
letzt mit Blick auf den Osten. Wenn man 
kurz vor so entscheidenden Wahlen den 
einzigen sachsen-anhaltinischen Vertre-
ter in der Bundesregierung, den Staatsse-
kretär im Gesundheitsministerium Tino 
Sorge, abräumt, darf man sich nicht wun-
dern, wenn man damit die eigenen Wahl-
kämpfer verprellt und die AffD beflügelt.

Allerdings steht der Kanzler mit die-
sem Versagen nicht allein; auch die sach-
sen-anhaltinische CDU trug maßgeblich 
zur Chancenmaximierung der AffD bei. 
Wie schon bei der Bundestagswahl ver-
sagte die Union dabei, die entscheidende 
Angriffsfläche der AffD zu nutzen, näm-
lich die wirtschaftliche Frage. Sven 
Schulze, immerhin fünf Jahre lang Wirt-
schaftsminister unter Rainer Haseloff, 
hätte von Beginn an deutlich machen 
müssen, dass eine gedeihliche wirt-
schaftliche Zukunft mit einer AffD ausge-
schlossen ist, die zwar das Blaue vom 
Himmel verspricht, etwa massive Renten-
erhöhungen bei gleichzeitigen Steuersen-
kungen, aber jeglichen Plan zur Finanzie-
rung ihrer Vorhaben schuldig bleibt. 

Angesichts des deutschnationalen 
Kurses der AffD lautet die auch ökonomi-
sche Gretchenfrage: Wie weltoffen muss 
Sachsen-Anhalt sein, um in Zukunft wie-
der wirtschaftlich erfolgreich zu werden? 
Das hochverschuldete und zugleich völlig 
überalterte Land ist auf qualifizierte Mi- 
grantinnen und Migranten angewiesen. 
Wer soll die Bevölkerung eines Tages ver-
sorgen, wenn ausländische Ärzte und 
Pflegekräfte wegen des wachsenden Ras-
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sismus’ das Bundesland verlassen und die 
AffD eine weitere Anwerbung rundweg ab-
lehnt, weil diese das »Wohl der Patienten« 
gefährde? Schulze hätte den Wahlkampf 
also weit stärker auf einer inhaltlichen 
Ebene führen und mit seiner langjährigen 
Ministererfahrung punkten müssen – 
gegen die AffD als eine Partei der Seilschaf-
ten und Schnäppchenjäger, die mit einem 
dann gerade einmal 36-jährigen Minister-
präsidenten Siegmund ohne jede Regie-
rungserfahrung vor erheblichen Proble-
men stünde. Doch stattdessen gab Schul-
ze lieber den Wutbürger gegen die eigene 
Parteispitze in Berlin. Damit ist schon 
sein Parteifreund Tobias Hans, Ex-Minis-
terpräsident im Saarland, 2024 kläglich 
gescheitert. Wer aber wie Schulze glaubt, 
eine Wahl dadurch gewinnen zu können, 
dass er mit dem längst abgehalfterten 
Didi »Palim Palim« Hallervorden durch 
das Land tourt, der den eigenen Kanzler 
als »Kriegstreiber« denunziert, der muss 
fast jede Hoffnung fahren gelassen haben. 
Denn auch hier gilt die alte Devise: Wer 
Wahlkampf gegen die eigene Partei 
macht, stärkt im Zweifel nur den politi-
schen Gegner. Und wer die Diffamierung 
der Union tatsächlich schätzt, hält es eher 
mit Alice Weidel – »Die DNA der CDU ist die 
Lüge«3  – und wählt das Original der Ver-
hetzung, die AffD.

Genau hier aber, an der Radikalität 
der AffD hätte die Union ansetzen müssen 
– gegen den Teflon-Wahlkampf des aal-
glatten Siegmund, der jede Kritik an sei-
nem radikalen »Regierungsprogramm« 
an sich abperlen ließ. Der AffD-Kandidat 
zog als lächelnder Sunnyboy durch das 
Land und simulierte geschickt eine Poli-
tik der ausgestreckten Hand. Er gab vor, 
mit jedem zu sprechen, etwa in der MDR-
Runde der Spitzenkandidaten, während 
er dort einer harten Ablehnungsfront ge-
genüberstand. So entstand der Eindruck, 
die anderen würden der AffD den demo-
kratischen Umgang verweigern, während 
diese zu jedem Gespräch bereit wäre. 

3	 So AfD-Chefin Alice Weidel im ZDF-Sommerinter-
view am 23.8.2026.

Damit verkörpert Siegmund einen rechts-
extremen Politiker neuen Typs, der nicht 
die Härte eines Höckes oder einer Weidel 
ausstrahlt, sondern eher Jordan Bardella 
ähnelt, dem smarten Vorsitzenden des 
Rassemblement National. Hinter Sieg-
mund stehen allerdings deutlich radikale-
re Kräfte, etwa der Chefideologe Hans-
Thomas Tillschneider und AffD-Landes-
chef Martin Reichardt, der auch schon 
mal beim Zeigen des Hitlergrußes  
erwischt wird.4 

Die AffD verfügt im Wahlkampf, im 
Gegensatz zu ihren Konkurrenten, über 
ein fast unschlagbares Plus: dass sie bis-
her noch nie regieren musste – und so an-
ders als die denunzierten »Systempartei-

en« auch niemanden enttäuschen konnte. 
Die AffD ist reine Projektionsfläche, reine 
Verheißung einer angeblich heilen Zu-
kunft. Ihr Wahlkampf ist dabei zugleich 
hochgradig nostalgisch: mit Simson-Mo-
torrad, DDR-Hymne und der Verklärung 
einer vorgeblich guten alten Zeit. Mit die-
ser Retro-Kampagne verbindet sie DDR-
Nostalgie mit einer reaktionären,  
antimodernen Deutschland-Vision. 

Wie geschichtsklitternd und zugleich 
menschenverachtend diese Vision ist, 
wurde schlagend deutlich bei einem ge-
meinsamen Auftritt von Ulrich Sieg-
mund, AffD-Chef Tino Chrupalla und dem 
Kabarettisten Uwe Steimle. Mit seinen die 
DDR, aber auch das NS-Regime verharmlo-
senden Witzen (»Wenn ich Friedrich Merz 

4	 Albrecht von Lucke, Halbloyale Demokraten: 
Wie die Radikalität der AfD normalisiert wird, in:  
»Blätter«, 8/2026, S. 5-8.

»Die entscheidende, über den 
September hinausweisende, 
Frage ist, ob Siegmunds 
Strategie über Sachsen-
Anhalt und den Osten 
hinaus verfangen kann.«
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sehe, frage ich mich manchmal, wo ist ei-
gentlich Stauffenberg, wenn man ihn mal 
wirklich [sic!] braucht.«), begleitet vom 
zynischen Grinsen Chrupallas und Sieg-
munds und dem gemeinsamen Singen der 
DDR-Hymne, brachte Steimle die eigentli-
che Geisteshaltung der Partei auf den 
Punkt: Was sich mit der AffD im Osten zur 
Wahl stellt und in Steimles Attentatsfan-
tasien zum Ausdruck kommt, ist eine to-
xische Mischung aus nostalgischer Erin-
nerung an die DDR und älteren nationalis-
tisch-völkischen Gefühlen, unter bruta-
lem Ausschluss aller Andersaussehenden 
und -denkenden. Und das immer auch 
und primär gerichtet gegen den »bösen 
Westen«. 

Immer ist der Westen schuld
Bei alldem geht es nicht um die von der 
AffD angeblich angestrebte Einheit des 
Landes, sondern im Gegenteil um dessen 
Spaltung. Was hier kreiert wird, ist eine 
ostdeutsche Teil- und Gegenidentität, ge-
boren aus dem Bedürfnis nach Rache am 
Westen. Das Ziel ist klar: Man will mit 
Sachsen-Anhalt einen Präzedenzfall 
schaffen und das erste Land zu Fall brin-
gen, dem sich dann die nächsten an-
schließen sollen, beginnend schon mit 
Mecklenburg-Vorpommern zwei Wochen 
später (das gleichzeitig wählende Berlin 
ist mit seiner eher linken Ausrichtung ein 
Sonderfall, wobei auch dort die AffD be-
reits mit der Union um die Dominanz im 
rechtskonservativen  Lager kämpft). 

Die entscheidende, schon über den 
September hinausweisende Frage ist al-
lerdings, ob diese Strategie tatsächlich 
über Sachsen-Anhalt und den Osten hin-
aus verfangen kann. Denkbar ist durch-
aus auch das Gegenteil, nämlich harte Ab-
lehnung dieses östlichen Separatismus im 
Westen, wie sie bereits in ersten Kom-
mentaren und Debatten deutlich wurde.5	

5	 Vgl. Reinhard Bingener, Wehe, wenn der Lang-
mut im Westen endet, in: FAZ, 13.8.2026; Nikolaus 
Blome, Dann macht euer Zeug halt allein, spiegel.de,  
17.8.2026; differenziert dazu Steffen Mau, Wir kön-
nen uns eine »Lega West« genauso wenig leisten 
wie eine Ostdeutschtümelei, faz.net, 21.8.2026.  

Damit geben die Wahlen im September, 
und speziell die in Sachsen-Anhalt, auch 
Aufschluss über den Stand der deutschen 
Einheit. Führen die Ergebnisse letztlich 
dazu, dass sich die durch die AffD forcierte 
Spaltung weiter vertieft – oder besinnt 
sich das Land in Absetzung von den 
Rechtsradikalen stärker auf die gemein-
samen demokratischen Stärken? 

Der enorme Aufstieg der AffD in Sach-
sen-Anhalt mithilfe radikalisierter Ostal-
gie zeigt jedenfalls eines: Bald 36 Jahre 
nach der rechtlichen Einheit kann von 
einer kulturellen Einheit weniger denn je 
die Rede sein. Die Ost-AffD wird zweifellos 
mit der Ablehnung des Westens weiterhin 
ihr trübes Süppchen kochen. Sollte Sieg-
mund allerdings tatsächlich die Wahl mit 
absoluter Mehrheit gewinnen und das 
Land regieren können, aber auch müssen, 
würde er von seinen heillosen Verspre-
chungen ganz schnell eingeholt. Doch 
schon heute ist ob seiner bisherigen Äu-
ßerungen klar, wie er mit dem Problem 
umgehen würde, das meiste mangels fi-
nanzieller Möglichkeiten gar nicht umset-
zen zu können. Die Antwort ist klar: Wie-
der einmal wird der böse Westen schuld 
sein, beziehungsweise die Regierung in 
Berlin, die die Pläne der AffD durchkreuzt. 

Hinzu kommt ein weiteres, vielleicht 
sogar das größte Glück der Partei: Die  
Ergebnisse der drei Landtagswahlen wer-
den enorme Debatten auf Bundesebene 
nach sich ziehen. Denn eines steht neben 
den Erfolgen der AffD bereits heute fest: 
der miserable Wahlausgang für die beiden 
alten Volksparteien. In CDU und SPD wird 
die Führungsdebatte nach den Septem-
ber-Wahlen daher erst so richtig entbren-
nen; die nächsten fatalen Kettenreaktio-
nen könnten dadurch ausgelöst werden. 
Wieder einmal die perfekte Gelegenheit 
für die AffD, sich mit ihren radikalen Posi-
tionen im Windschatten der Querelen bei 
der Konkurrenz zu verstecken – wenn 
man sie denn lässt. Genau das in Zukunft 
nicht mehr zu tun, muss die unbedingte 
Lehre aus dem desaströsen Wahlkampf in 
und um Sachsen-Anhalt sein. h


